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INSERAT

«Ist rechtlich verbindlich vereinbart,
dass die Unterbringung der 170 Asylsu-
chenden im Spitalareal Zofingen Ende
2016 beendet wird?» Dies ist eine von
vielen Fragen, welche die Zofinger
FDP-Grossratsmitglieder Sabina Freier-
muth und Herbert H. Scholl dem Regie-
rungsrat letzten November in einer In-
terpellation gestellt haben.

Die nun vorliegende Antwort ist
«schwammig» ausgefallen: «Der Kanto-
nale Sozialdienst hat mit der Spital Zo-
fingen AG einen Mietvertrag, befristet
auf ein Jahr mit Option auf Verlänge-
rung abgeschlossen». Eine Verlänge-
rung sei bis zur definitiven Umnutzung
möglich. Das Spital Zofingen als Ver-
mieterin habe jedoch konkrete Pläne
mit dem Gebäude und möchte dieses

für den Spitalbetrieb nutzen. «Es wird
alles daransetzen, dass das Bauvorha-
ben rasch umgesetzt werden kann».

Eine andere Frage: «Wie hoch ist der
Mietzins samt Nebenkosten, den der
Kanton der Spital Zofingen AG be-
zahlt?» Die Antwort: «Mit der Vermiete-
rin wurde vereinbart, dass der verein-
barte Mietzins nicht kommuniziert
wird». Auch bezüglich Unterbringungs-
kosten gibt die Regierung keine genau-
en Zahlen bekannt. Genannt werden le-
diglich die Kostenstellen der Staats-
buchhaltung.

Was ist, wenn eine Asylbewerberin
oder ein Asylbewerber zum anerkann-
ten Flüchtling wird? Wer trägt die Sozi-
alhilfekosten? Die Stadt? Ist ein Flücht-
ling von der Sozialhilfe abhängig, über-
nehme der Kanton die Kosten «wäh-
rend einer gewissen Frist». «Für Flücht-
linge mit einer Aufenthaltsbewilligung
(B-Bewilligung) dauert der Kostenersatz
des Kantons fünf Jahre ab Einreichung
Asylgesuchs.» Mit anderen Worten: Ei-
ne Frist, die ab Einreise in die Schweiz
läuft. (BKR)

Keine Zahlen Die Aargauer
Regierung gibt zur Unterbrin-
gung von Asylsuchenden im
Spitalareal Zofingen nur vage
Auskünfte.

Offene Fragen zum
Asylzentrum Zofingen

155 Firmen stellten im März 2009 beim kan-
tonalen Amt für Arbeit ein Kurzarbeitsge-
such. Von diesem Rekordwert ist man der-
zeit weit entfernt. Im Januar sind laut Amts-
leiter Thomas Buchmann bisher 14 Anmel-
dungen eingegangen — mehr als im Vormo-
nat zwar, aber immer noch weniger als im
mehrjährigen Schnitt.

2009, Höhepunkt der Finanzkrise: Daniel
Knecht, Unternehmer und Präsident der
Aargauischen Industrie- und Handelskam-
mer (AIHK), erinnert sich lebhaft an die tur-
bulente Zeit. «Auf einen Schlag waren alle
Aufträge weg.» Die jetzige Situation ist in die-
ser Hinsicht anders. «Die Auftragsbücher der
meisten Unternehmen sind voll», so Knecht.
Dass die Zahl der Kurzarbeitsgesuche noch
tief ist, überrascht ihn deshalb nicht.

Kommt der Auftragseinbruch?
Mittelfristig rechnet Knecht aber sehr

wohl mit einem Anstieg. «Vor allem Export-
firmen, die nicht über einzigartige Produkte
verfügen, müssen mit einem Auftragsein-
bruch rechnen, falls sie ihre Preise nicht an-
passen.» Die Max Lehner AG gehört wohl
eher nicht in diese Kategorie. Zumal die Ma-
schinenbaufirma aus Gränichen es sich leis-
ten kann, das Wechselkursrisiko den auslän-
dischen Kunden zu überlassen, indem sie in
Franken fakturiert. Die bereits gebuchten
Aufträge haben deshalb nicht an Wert verlo-
ren. «Kurzarbeit hat es bei uns noch nie ge-
geben», sagt VR-Präsident Veith Lehner —
und er will es auch weiter so halten. Natür-
lich sei die schlagartige Frankenaufwertung
schlecht für die Auftragslage. Den schwa-
chen Euro komplett mit Preisnachlässen zu

kompensieren, sei aber nicht realistisch.
«Unsere momentanen Margen lassen es
nicht zu, dass wir unsere Produkte auf einen
Schlag um 15 Prozent billiger anbieten kön-
nen. Dafür hat der schon in der Vergangen-
heit aufgebaute Preisdruck seitens unserer
Abnehmer gesorgt».»

Druck auf das Seco
Die Zukunft wird zeigen, wie viel mehr die

Abnehmer im Euroraum für «Swiss Made»
zu zahlen bereit sind. «Ich gehe davon aus,
dass sich der starke Franken erst im nächs-
ten Halbjahr richtig bemerkbar macht», sagt
Lehner. Der Druck auf das Staatssekretariat
für Wirtschaft (Seco) ist trotzdem bereits ge-
stiegen. Im Moment qualifiziert dieses Wäh-
rungsschwankungen als normales Betriebs-
risiko. Nur wenn das Seco die aktuelle Situa-
tion als ausserordentlich einstuft, könnten
Kantone und die Arbeitslosenkassen Kurzar-
beitsgesuche mit der Begründung «Franken-
stärke» gutheissen.

AIHK-Präsident Knecht fordert diesen
Schritt. Der Zugang zur Kurzarbeit müsse er-
leichtert werden — eine Einschätzung, die
Kurt Schmid nicht teilt. Der Präsident des
Aargauischen Gewerbeverbandes warnt vor
einer Überreaktion. Es könne nicht sein,
«dass man jetzt schon nach Kurzarbeit ruft».
Vielmehr gelte es, einen kühlen Kopf zu be-
wahren und von den Unternehmen etwas
Flexibilität zu verlangen. «Erst in einem hal-
ben Jahr kann man dann vielleicht darüber
reden. Staatliche Interventionen, Subventio-
nen oder Unterstützungsprogramme kom-
men für mich nicht infrage, weil diese die
Strukturerhaltung fördern und damit den
freien Markt verzerren. Der Markt muss sich
ohne Staat finden.»

Zeit für Kurzarbeit?
Euroschwäche Erste Wirtschaftsvertreter rufen nach Subventionen
– zu früh, findet der aargauische Gewerbeverbandspräsident

VON PETER BRÜHWILER

«Es kann nicht
sein, dass man
jetzt schon nach
Kurzarbeit ruft.»
Kurt Schmid AGV-Präsident

GLÜCK IM UNGLÜCK

Rentner landet im Teich

Ein 77-jähriger Opelfahrer verlor am

Samstag in Egliswil die Kontrolle über

sein Fahrzeug und landete nach einer

Fahrt über die Wiese in einem Teich.

Den Führerausweis musste er vorläufig

abgeben, verletzt hat er sich laut Poli-

zeimeldung aber nicht. (AZ)
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